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Als der Bundesrat Anfang Dezember darüber diskutierte,
ob auch die Schweiz ihre Skigebiete über die Feiertage
schliessen sollte – wie die Grossmächte Frankreich,
Deutschland und Italien dies gefordert hatten –, war
Bundesrat Alain Berset drauf und dran nachzugeben. In der
Öffentlichkeit sagte er zwar tapfer, man reagiere nicht «auf
Druck anderer Länder», tatsächlich schlug er in einem ver-
traulichen Aussprachepapier ganz andere Töne an, wie der
«Blick» bekannt gemacht hat: «Die aussenpolitische Dimen-
sion», warnte der Sozialdemokrat, «ist mit Blick auf das
weitere Vorgehen bezüglich Wintertourismus nicht zu unter-
schätzen», und er befürchtete, «dass Italien, Frankreich und
Deutschland den politischen Druck insbesondere auf
Österreich und gegebenenfalls auch auf die Schweiz
erhöhen werden». Sorgen machten ihm die ausländischen
Medien. Was, wenn kritische Berichte erscheinen, die die
Schweiz als «Krisenprofiteurin» darstellten? Uiuiui, was
machen wir dann?

Es hat etwas Peinliches, ja Beklemmendes, wenn man
solche Hasenfuss-Memoranden lesen muss. Ist unser
Land so schwach geworden, dass uns jeder ausländische
Journalist und jeder ausländische Politiker derart aus der
Fassung bringt? Gott sei Dank behielten Bersets Kollegen
die Nerven, und die Landesregierung schloss die Skigebie-
te nicht, sondern überliess das Urteil – auch nicht gerade
mutig – den Kantonen. Berset, der angeblich starke Staats-
mann, verlor diese Auseinandersetzung, die er offenbar so
gerne im Sinn der ausländischen Regierungen entschieden
hätte. Alain der Kühne oder Alain der Schüchterne?

Es geht hier nicht allein um Berset, sondern um ein
Leiden, das viele unserer Politiker ergriffen hat. Nichts
Schlimmeres unter der Sonne als Kritik aus dem Ausland!
Zuweilen erhält man den Eindruck, die Eidgenossenschaft
blickte auf eine jahrhundertalte Geschichte als Schurken-
staat zurück, von wo aus Diktatoren sämtliche Länder der
Nachbarschaft mit Krieg überzogen hatten, sodass uns
jetzt nichts anderes übrig bleibt als dafür unablässig Busse
zu tun: Exgüsi als neue Nationalhymne, Isch’s recht gsi? als
neue Präambel der Bundesverfassung. Wenn das Ausland
etwas Druck macht, bietet Bern sogleich Kapitulationsver-
handlungen an. Hurra, wir haben verloren! Ob die Amerika-
ner unser Bankgeheimnis für lästig halten oder die Deut-
schen den Zürcher Flughafen zu lärmig finden: Mit Begeis-
terung bemühen sich unsere Politiker, sich von unseren
eigenen Interessen zu distanzieren. Nichts Schlimmeres
unter der Sonne als ein eigenes Land.

Das gleiche Verhalten lässt sich bei der Erörterung des
Rahmenabkommens beobachten. Nichts scheint den
Bundesrat mehr zu bedrücken als die Aussicht, in Brüssel
unangenehm aufzufallen, ja kein böses Wort zu viel, ja nie
daran erinnern, dass man eigentlich ein souveränes Land
sei, wo man über neue Gesetze gerne selber beschliesst.
Nicht auszudenken, wie die EU einer solchen Provokation
begegnen würde. Zwar will der Bundesrat in Brüssel noch
einmal um ein paar Konzessiönchen bitten, weil er sonst
die Volksabstimmung über den Rahmenvertrag kaum
gewinnen kann, doch den Kern der Sache möchte er den
EU-Europäern nicht vorlegen. Es ist jene Frage, die heute
wie ein schmutziger Witz verlegen macht: Ist die Schweiz
noch ein eigenes Land oder schon eine Kolonie?

Das Rahmenabkommen sieht vor, dass die Schweiz alle
Gesetze der EU, sofern sie deren Binnenmarkt betreffen,
künftig automatisch übernehmen muss, ohne darüber
selber zu entscheiden. Was immer der EU also in den
kommenden hundert Jahren an Regulierungen einfällt, sie
mögen uns noch so schaden: Die Schweiz fügt sie in ihr
eigenes Gesetzbuch ein – und tut sie das nicht, läuft sie
Gefahr, dass alle Verträge mit der EU, ja selbst das alte
Freihandelsabkommen aus dem Jahr 1972, gekündigt wer-
den. Man nennt das einen Knebelvertrag. Kommt es zum
Streit, behält der Europäische Gerichtshof das letzte Wort,
als Gericht der Gegenpartei, eine Ungeheuerlichkeit, wie sie
früher die europäischen Kolonialmächte Ländern aufzwan-
gen, die sie sonst erobert hätten. Gemäss Carl Baudenba-
cher, einem ehemaligen EFTA-Richter und einem der bes-
ten Kenner der Materie, sänke die Schweiz damit auf einen
Status herab, wie ihn die EU etwa Tunesien,
Marokko oder Libyen zugemutet hat.

Aber der Bundesrat sagt uns: Der Rahmenvertrag hilft
der Schweiz. So reden Politiker, die keine Politiker mehr
sind. Jeder Entscheid macht sie nervös. Sie sind froh,
wenn andere für sie regieren. Und gäbe man ihnen ein
Land, sie wüssten nichts mehr damit anzufangen.

Hurra, wir haben
verloren

Die andere Sicht von Peter Schneider

Wie «Der dritte Mann» schon vor 70 Jahren wusste, was 2021 geschehen würde Foto: Picture Alliance/United Archives

Und das ist
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Impfstoff?
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Oh, no! Der Brexit ist gar nicht vorbei
Das Verhältnis zwischen London und Brüssel wird ein zentraler Streitpunkt in der britischen Politik

bleiben. Zu viele ungelöste Fragen wurden einfach nur aufgeschoben, schreibt Peter Nonnenmacher

Boris Johnson glaubt, sein Verspre-
chen eingelöst und den Brexit «über
die Bühne» gebracht zu haben.
Selbst für Nigel Farage, den Füh-
rer der Brexit-Partei, ist «der Krieg
jetzt vorbei». Zweifellos sind die
Briten, nach fast fünf Jahren bitte-
rer Schlachten, des Schlachtenlärms
müde. Aber so leicht entkommen
sie der Tatsache nicht, dass ihr Pro-
blem mit Europa weiter ein zent-
rales Problem britischer Politik
bleibt – dass es keineswegs «gelöst»
ist, wie Johnson nun erklärt.

Schon der neue Handelsvertrag,
der am 1. Januar in Kraft trat, ist ja
keinerlei Schlusspunkt. Er ist auf
weiteres Tauziehen in allen mög-
lichen Bereichen angelegt. Ein
komplexes System immer neuer

Ausschuss-Verhandlungen muss
sich permanent mit Streitfragen
um Standards, um Strafzölle, um
Wettbewerbsbedingungen befas-
sen. Datenaustausch und künfti-
ger Status der Finanzbranche ste-
hen weiter zur Debatte. Die Fische-
rei-Frage kommt in ein paar Jah-
ren neu aufs Tapet.

Darüber hinaus werden sich die
bisherigen Brexit-Verheissungen
nun erstmals an der Brexit-Reali-
tät messen lassen müssen. Wie viel
an wirtschaftlichen und politischen
Einbussen wird Johnsons «harter
Brexit» seinem Land letztlich be-
scheren? Dazu kommen andere
Schwierigkeiten, die sich die Bre-
xiteers geschaffen haben. Wie die
Tatsache, dass Nordirland jetzt de

facto einem anderen Zollbereich
zugehört als der Rest des Landes.
Und welche Folgen diese Form
«stiller» irischer Einheit einmal ha-
ben wird.

Wie sehr das Verhältnis zu
Europa die britische Politik weiter
bestimmen wird, dürfte sich aber
am dramatischsten im erneuten
schottischen Bemühen um Unab-
hängigkeit zeigen – und im Ver-
langen vieler Schotten, ihr Land
zurück in die EU zu führen. Kein
Mensch weiss, wie diese Schlacht
einmal ausgehen wird. Klar ist zu
Beginn dieses neuen Jahres aber
schon eines: nämlich, dass Britan-
nien in Sachen Brexit auch post
Brexit nicht zur Ruhe kommt.
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Peter Nonnenmacher,
Grossbritannien-Korrespondent

DiesemerkwürdigenDetails
Auf dem offiziellen Bundesratsfoto 2021 sind ein paar Kleinigkeiten zu erkennen,

die Raum für Interpretationen bieten, hat Thomas Speich festgestellt

Einigkeit und Geschlossenheit.
Die Botschaft, die der neue Bun-
despräsident Guy Parmelin mit
dem offiziellen Bundesratsfoto
2021 vermitteln will, ist klar. We-
gen der geltenden Abstandsre-
geln war das Unterfangen indes
nicht so einfach: Die sieben An-
gehörigen der Landesregierung
und der Bundeskanzler wurden
jeweils einzeln fotografiert und
nachträglich am Computer zu-
sammengestellt. Das Ergebnis ist,
nun ja, sagen wir: ganz anstän-
dig. Die Frisuren, wo vorhanden,
sitzen, und die Tenüs sind akku-
rat gerichtet.

Bloss: Auf den zweiten Blick
zeigen sich ein paar Kleinigkeiten,
die Raum für Interpretationen bie-
ten. Da ist zunächst die Frauen-
Frage. Warum wurden die Bundes-
rätinnen an die Ränder verbannt?
Das mag den protokollarischen
Grund haben, dass die Regierungs-
mitglieder in der Reihenfolge ihrer

Wahl um Präsident Parmelin und
seinen Vize Ignazio Cassis platziert
wurden. Dadurch entsteht jedoch,
à propos Geschlossenheit, der Ein-
druck eines geschlossenen Män-
ner-Machtzentrums. Viola Amherd
findet sich gar ganz in die linke

Ecke gestellt. Trägt sie deshalb ein
rotes Oberteil?

Guy Parmelin in der Mitte
jedenfalls überragt alle. Und er
überstrahlt – es ist wirklich fast ein
Lachen in seinem Gesicht – die an-
deren auch. Wohl mit Grund, im-

merhin hat er zweimal eine Co-
rona-Quarantäne überstanden.
Auch Ignazio Cassis sieht blen-
dend aus, gerade so, als komme er
direkt von der Skipiste. Vielleicht
tat es ihm aber einfach nur gut,
dass er in der Corona-Zeit nicht
allzu viele öffentliche Auftritte ab-
solvieren musste – obwohl man
seine Sicht der Dinge gerne mehr
gehört hätte, immerhin war er mal
Kantonsarzt.

Oft gesehen und gehört wurde
dagegen Gesundheitsminister
Alain Berset. Er war immer zuvor-
derst, wenn neue Regierungsbe-
schlüsse zu verkünden waren.
Möglicherweise wurde er deshalb
auf dem Foto in die zweite Reihe
gesetzt, die eigentlich nur aus ihm
besteht. Und dann ist da noch Ueli
Maurer. Ihm gelingt als Einzigem
nicht einmal der Anflug eines Lä-
chelns. Ob er schon weitere Mil-
liarden-Ausgaben auf sich zukom-
men sieht?

Fo
to
:B
un
d
es
ka
nz
le
i/M

ar
ku
s
A
.J
eg
er
le
hn
er

Standpunkte 21sonntagszeitung.ch | 3. Januar 2021

«Es viel mir schwer,
wach zu bleiben.»
Wir empfehlen fiel Kaffee! Aus unserer
Lieblingsskriptüre SonntagsZeitung.

«Die Front ist etwas schwach
auf der Brust.»
Serie «Als die Bilder raufen lernten», diese
Woche mit «SRF Meteo» vom Montag.

«Etablierte Hausarztpraxis
in einer eloquenten
Gemeinde»
Mit verlängerter Sprechstunde, gell? Inserat
in der «Schweizerischen Ärztezeitung».

«Auf dem Linienflug
zwischen Zürich und
üsseldorf mussten unsere
Maschinen absinken.»
Da fehlt wohl ein R. Aus «20 minuten»
vom Montag.

«Der KantonHinwil ist der
Hotspot des Kantons.»
Startschuss zum Föderalismus 2021
mit dem «Zürcher Oberländer».

«Kommende zweiWochen
keine Erscheinung!»
Ausgerechnet am Heiligabend erschienene
Mitteilung des «Anzeigers Konolfingen».

«Einen Kurs würde
sie mindestens 180 Franken
kosten.»
Den Akkusativ lebt! Danke, «Blick»!

«Die Ermittler setzten
Zeugenbefragungen und die
Untersuchung von Gegen-
ständigen aus demBesitz
des Verdächtigen fort.»
Ob er ein Gegenständnis ablegt? Keine
Antwort am Dienstag auf «20min.ch».

«Zudem spielt Valora
eine Trumpkarte aus,
die weder Coop nochMigros
imAngebot haben.»
Biden Grossverteilern dürfte das egal sein.
Geselliger Jass auf «moneytoday.ch» am
Montag.

«Das Fernsehen übertrug
den Piks am 19. Dezember
live im Fernsehen.»
Endlos-Serie «Die Echo-Seuche!», diese
Woche mit dem «Blick» vom Silvester.

«Weil die Arme zu viel für
Schutzmasken bezahlte,
ist eine Strafanzeige
eingegangen.»
Die arme Beste der Welt halt. Entflogener
Buchstabe in den CH-Media-Zeitungen.

Schlagzeiten

schlagzeiten@sonntagszeitung.ch

radezu nach einer starken Auto-
rität, nach klaren Ansagen. Das
Fotografieren und Denunzieren
von vermeintlichen Regelbre-
chern ist in dieser Pandemie so-
gar zum Volkssport geworden.

Dass Einschnitte nötig sind,
um die Ausbreitung des Virus zu
bekämpfen, bestreitet ausser ein
paar (lauten) Wirrköpfen nie-
mand mehr. Wie normal es aber
geworden ist, dass Politiker
darüber befinden, wie viele Leute
man nach Hause einladen darf,
ob man Freunde umarmen soll,
ob kranke Menschen einsam
sterben müssen oder wann
Kinder singen dürfen, erstaunt
trotzdem.

Der renommierte deutsche
Verfassungsrechtler Christoph
Möllers sagte vor wenigen Tagen
in einem Interview, er sei froh,
gebe es noch Leute, die gegen die
Massnahmen auf die Strasse ge-
hen: «Wenn man die Aluhüte und
Corona-Leugner sieht, spricht
man das ungern aus. Aber mir
wäre die Vorstellung fast noch be-
drückender, die Freiheit würde
eingeschränkt und niemand pro-
testierte dagegen.»

Auch in der Schweiz opponier-
ten im Sommer mehrere Staats-
rechtsprofessoren an der Seite von
sogenannten Corona-Skeptikern
gegen das Covid-19-Gesetz, das
dem Bundesrat ausserordentliche
Befugnisse zusprach. Doch wäh-
rend man sonst in dieser Krise die
Wissenschaft über alles stellt, fin-
den ausgerechnet jene Gelehrten
kaum Gehör, die sich mit den
rechtlichen Grundlagen des Staa-
tes beschäftigen.

Dass Freiheitsbeschränkungen
so breit akzeptiert sind, ist im bes-
ten Fall ein temporäres Phänomen,
bis die Krise vorbei ist. Zu befürch-
ten ist aber, dass die Hemmschwel-
le für Verbote und Eingriffe nach-
haltig gesunken ist – im Namen
von «Gemeinwohl», «Sicherheit»
und «Solidarität».

Seit dem 9. Dezember dürfen die
Kinder in den Schweizer Krippen
nicht mehr singen. Der Bundesrat
hat dies offiziell verboten. In man-
chen Kitas wird nun beim täglichen
Morgenritual Musik vom Band ab-
gespielt anstatt ein Lied ange-
stimmt.

Hat ein Kind Geburtstag,
kommt aus keiner Kehle mehr das
fröhliche «Happy Birthday». Be-
ginnen ein paar Kinder trotzdem
spontan aus Freude ein Lied zu
trällern, werden sie gestoppt.
Selbst die Allerkleinsten sind be-
troffen: Ihre maskierten Betreue-
rinnen dürfen sie nicht mehr in
den Schlaf singen, sondern nur
noch summen.

Vor wenigen Monaten wäre
eine Kindertagesstätte mit sol-
chen Regeln wohl von Amtes we-
gen geschlossen worden. Singen
ist für die kindliche Entwicklung
wichtig, fördert die Sprachfähig-
keit, den Zusammenhalt, das
Wohlbefinden. Jetzt entspricht
diese Praxis der offiziellen Vor-
gabe des Bundes: «Singen ist
ausserhalb des Familienkreises
und der obligatorischen Schulen
verboten, sowohl im Freien als
auch in Innenräumen.»

Womöglich ist dieser Eingriff
ja tatsächlich sinnvoll, um die
Ausbreitung des Coronavirus ein-
zudämmen. Doch das weiss nie-
mand so genau. Laut Verband
Kinderbetreuung Schweiz exis-
tiert hierzulande keine Erhebung
über Ansteckungen im Umfeld
von Kitas.

Trotzdem hat der Bundesrats-
entscheid kaum zu Protesten ge-
führt, auch nicht vom Berufsver-
band Kinderbetreuung. Dies passt
in diese ausserordentliche Zeit,
in der staatliche Verbote und Frei-
heitseinschränkungen nicht nur
akzeptiert, sondern mit zuneh-
mender Vehemenz auch gefor-
dert werden, vor allem von Leu-
ten mit sicheren Bürojobs. Als
sehnten sich viele Menschen ge-

Wennder Staat denKindern
das Singen verbietet

2020 war das Jahr der Freiheitsbeschränkungen. Da wieder rauszukommen,
wird nicht einfach, befürchtet Rico Bandle

An jedem Silvester lief es bis anhin in meinem
Umfeld ungefähr gleich ab: Eine Freundin nahm
sich vor, mit dem Rauchen aufzuhören. Die andere
wollte mehr Sport treiben. Auch dieses Jahr wird
wohl der eine oder die andere aus meinem Bekann-
tenkreis solche individuellen Vorhaben fürs neue
Jahr im Sinn haben. Das ist auch völlig in Ordnung.
Auch ich nehme mir seit Jahren an Silvester vor,
etwas weniger zu arbeiten. In die Realität umsetzen
konnte ich mein Vorhaben – wohl wie so viele
andere auch – bis anhin leider nie.

Doch scheint es mir wichtig, dass wir beginnen,
bei unseren Neujahrsvorsätzen nicht nur an uns
selber zu denken, sondern an die gesamte Gesell-
schaft. Das Corona-Jahr 2020 hat uns, wie selten
zuvor, vor Augen geführt, dass wir als Gesellschaft
die aktuellen, aber auch die zukünftigen grossen
Herausforderungen nur gemeinsam bewältigen kön-
nen: Nur wenn sich alle an die Hygienemassnahmen
halten, kann eine Überlastung des Gesundheitswe-
sens verhindert werden. Doch vor allem wurde
eines offensichtlich: Individualismus und Eigenver-
antwortung allein bringen uns nicht weiter. Wir den-

ken noch zu wenig ans
Kollektiv, an das Gemein-
same.

Auch wenn das Pflege-
personal gemeinsam für
bessere Löhne kämpft,
braucht es noch mehr
Unterstützung vom Rest
der Gesellschaft – und
damit ist nicht nur Klat-
schen gemeint. Auch
wenn die Betriebe für

Mietzinsreduktionen kämpfen, braucht es politische
Mehrheiten, die eine solche Forderung auch durch-
setzen können. Auch wenn eine halbe Million Frauen
für echte Gleichstellung 2019 auf die Strasse ging,
müssen wir 2021 weiterkämpfen.

Je grösser das Kollektiv, desto realistischer ist
der Fortschritt. Darum stelle ich fünf Neujahrsvor-
sätze auf, die jeder und jede rasch umsetzen kann:

1. Werden Sie noch heute Mitglied einer Partei, die
erstens gegen eine Überlastung des Gesundheits-
wesens und für weniger Corona-Todesopfer kämpft
und zweitens dafür sorgt, dass Menschen und KMU
für ihre Ausfälle gerecht und grosszügig entschädigt
werden. Spoiler: Die Farbe der Partei ist rot.
2. Fragen Sie die Menschen in Ihrem Umfeld,
die Corona-bedingt einsam sind, was Sie für sie
machen können!
3. Verhalten Sie sich so, wie es für eine globale
Pandemie angemessen ist – ja, ich weiss, wir haben
alle die Nase voll davon.
4. Werden Sie noch heute Mitglied einer Gewerk-
schaft, damit dank der kollektiven Kraft bessere
Löhne im Service public, der Gesundheitsversor-
gung, im Detailhandel oder in der Gastronomie
durchgesetzt werden können.
5. Und ja: Lassen Sie sich impfen.

Nur gemeinsam lässt sich etwas verändern – das
gilt nicht nur für die Corona-Zeit. Denn der Wider-
stand in unserer Gesellschaft gegenüber eigentlich
schlicht logischem Fortschritt ist immer wieder
überraschend gross. Solange bürgerliche Parteien
in Bern in der Mehrheit sind, wird das Pflegeperso-
nal keine besseren Arbeitsbedingungen bekommen.
Und solange es im Bundesrat eine FDP/SVP-
Mehrheit gibt, werden die Interessen von einzelnen
Superreichen höher gewichtet als diejenigen der
öffentlichen Gesundheit, der Kitas, der KMU.

Doch, um dieser bürgerlichen Übermacht etwas
entgegenzustellen, braucht es uns alle. Denn nur
zusammen sind wir stark. Heute ist ein guter Tag,
um sich dem Fortschritt und dem Widerstand
anzuschliessen – Sie werden es nicht bereuen.
Alles Gute fürs neue Jahr.

«Je grösser
das Kollektiv,
desto
realistischer
ist der
Fortschritt»

Zusammen sind
wir stark

Funiciello

Tamara Funiciello ist Nationalrätin und Co-Präsidentin
der SP Frauen* Schweiz
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Rico Bandle,
Redaktor
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